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Stellungnahme der Verwaltung 

Stadtrat 06.05.2025 

Für den: öffentlichen Teil – TOP 20 

Aktenzeichen: 11.50.18 

Betreff: Antrag der Fraktion "Wir für Burg" - Schnelle und 
kostengrünstige Veränderungen u. Kennzeichnungen von 
Radwege 

 

Sachverhalt: 
 

Der durch die Fraktion „Wir für Burg“ eingereichte Antrag zu kurzfristigen 
Veränderungen und Kennzeichnungen im Radverkehr wurde unter 
Einbeziehung der bestehenden Beschlusslage sowie bereits erfolgter 
Stellungnahmen durch die Verwaltung zunächst vorgeprüft:  
 
Antragsbefugnis der Fraktion/übertragener Wirkungskreis 
Die Einbringung des Antrages durch eine Fraktion ist im Rahmen von 
Prüfauträgen bzw. verfolgten politischen Zustellungen als zulässig 
anzusehen. Allerdings betreffen die geforderten Maßnahmen 
überwiegend verkehrsrechtliche Anordnungen nach der StVO und damit 
den übertragenen Wirkungskreis. Die Stadt handelt in diesem Bereich als 
untere staatliche Verwaltungsbehörde und ist an die gesetzlichen 
Vorgaben gebunden. Der Stadtrat besitzt hier keine unmittelbare 
Entscheidungskompetenz und kann keine verbindlichen 
Einzelanordnungen (z. B. Beschilderung, Vorfahrtsregelungen oder 
Markierungen) treffen. Beschlüsse können sich daher lediglich in Form 
von Prüfaufträgen oder politischen Zielstellungen niederschlagen. 
 
Zuständigkeit und Klassifizierung der Straßen 
Die betroffenen Straßen sind hinsichtlich ihrer straßenrechtlichen 
Einordnung differenziert zu betrachten. Sofern klassifizierte Straßen 
(Grabower Landstraße) betroffen sind, prüfen die zuständige 
Straßenverkehrsbehörde und der zuständige Straßenbaulastträger 
(Landkreis JL bzw. LSBB) diesen Sachverhalt und treffen schließlich die 
Entscheidung. Der Handlungsspielraum der Stadt ist entsprechend 
eingeschränkt. 
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Inhaltliche Bewertung der vorgeschlagenen Maßnahmen in 
Zuständigkeit der Stadt Burg 
 
zu Punkt 2 (Grünstraße als Fahrradstraße): 
Die im Antrag geschilderte Situation ist bereits mehrfach Gegenstand 
politischer Beratungen sowie verwaltungsseitiger Stellungnahmen 
gewesen (u. a. Stadtratssitzung vom 03.12.2025 sowie Bürgeranfrage 
Pichotka). 
 
Zusammenfassend ist festzuhalten: 
 
Grundlage ist der Stadtratsbeschluss vom 07.12.2023 (Beschluss-Nr. 
191/2023), welcher die Ausführung als Fahrradstraße mit 
Einbahnstraßenregelung für den Kfz-Verkehr vorsieht. Die ursprünglich 
angeordnete Beschilderung (“Anlieger frei“) wurde nach praktischen 
Erfahrungen und in Abstimmung mit Polizei und Verwaltung angepasst, 
um dem Beschluss und den tatsächlichen Verkehrsverhältnissen besser 
zu entsprechen. Die derzeitige Beschilderung (Freigabe verschiedener 
Kfz-Arten durch Zusatzzeichen) ist das Ergebnis dieser Abstimmung und 
entspricht den geltenden rechtlichen Vorgaben. Die Kritik aus 
Bürgerschaft und Politik richtet sich im Kern weniger gegen die rechtliche 
Zulässigkeit, sondern gegen die wahrgenommene Wirkung der 
Maßnahme (erhöhte Verkehrsdichte, mangelnde Rücksichtnahme, 
subjektiver Sicherheitsverlust). Fachlich ist festzustellen, dass es sich 
hierbei primär um ein Akzeptanzproblem handelt. Ein Rückbau der 
Beschilderung oder eine erneute grundlegende Änderung ohne 
belastbare verkehrliche Bewertung würde das bestehende Spannungsfeld 
nach Auffassung der Verwaltung nicht auflösen. 
 
zu Punkt 3 (Deichstraße – Öffnung der Einbahnstraße): 
Die Fragestellung wurde bereits mehrfach, zuletzt im Jahr 2020 
umfassend fachlich untersucht. Die damalige Prüfung kommt im Kern zu 
folgenden Ergebnissen, die weiterhin Gültigkeit besitzen: 

• Die vorhandenen Fahrbahnbreiten im Verlauf der Deichstraße sind 
für Begegnungsverkehr bei gleichzeitigem ruhenden Verkehr 
problematisch. 

• Eine Öffnung der Einbahnstraße für den Radverkehr entgegen der 
Fahrtrichtung ist grundsätzlich nur möglich, wenn der ruhende 
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Verkehr erheblich eingeschränkt bzw. teilweise vollständig 
ausgeschlossen wird (z. B. durch Halteverbote). 

• Zusätzliche Anforderungen bestehen hinsichtlich Sichtverhältnissen 
(insbesondere im Einmündungsbereich Markt) sowie einer klaren 
und sicheren Verkehrsführung. 

• Bereits 2020 wurde festgestellt, dass ohne Eingriffe in den ruhenden 
Verkehr keine ausreichenden Restbreiten gewährleistet werden 
können. 

Darüber hinaus wurden mögliche Lösungsansätze aufgezeigt: 
• verkehrsrechtliche Lösung mit Einschränkung des ruhenden 

Verkehrs und ergänzenden baulichen Anpassungen (z. B. 
Anbindung an den Parkplatzbereich), 

• perspektivisch eine grundhafte Umgestaltung als niveaugleiche 
Mischverkehrsfläche („Shared Space“) mit erheblichen finanziellen 
Auswirkungen. 

Gleichzeitig wurde auf zu erwartende Nutzungskonflikte (insbesondere mit 
Anwohnern aufgrund des Wegfalls von Parkraum) hingewiesen. 
Vor diesem Hintergrund ist festzustellen, dass die im aktuellen Antrag 
vorgeschlagene „einfache“ Öffnung der Deichstraße weder kurzfristig 
noch ohne erhebliche Eingriffe in bestehende Nutzungen umsetzbar ist. 
Eine erneute Prüfung wäre nur unter Berücksichtigung der bereits 
bekannten Rahmenbedingungen sinnvoll. Soweit ich mich recht erinnere, 
haben sich die Ratsgremien seinerzeit gegen eine Verwendung von 
Fördermitteln für diese Maßnahme ausgesprochen. 
Finanzielle und praktische Umsetzbarkeit 
Die im Antrag als kurzfristig und kostengünstig dargestellten Maßnahmen 
sind tatsächlich mit nicht unerheblichem Prüf-, Abstimmungs- und 
Umsetzungsaufwand verbunden. Neben der rechtlichen Bewertung sind 
planerische Leistungen sowie entsprechende Haushaltsmittel erforderlich. 
 
Ganzheitliche Radverkehrsplanung der Stadt Burg 
Die im Antrag formulierten Einzelmaßnahmen greifen wichtige Hinweise 
aus der Praxis auf, stehen jedoch teilweise isoliert nebeneinander. Gerade 
die Diskussion um die Grünstraße zeigt deutlich, dass Einzelmaßnahmen 
ohne ausreichende Einbindung in ein gesamtstädtisches Konzept zu 
Akzeptanzproblemen und widersprüchlichen Wahrnehmungen führen 
können. 
 
Eine nachhaltige Verbesserung des Radverkehrs erfordert daher 
weiterhin einen ganzheitlichen Ansatz, insbesondere: 
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• klare Netzstruktur mit definierten Hauptrouten 

• nachvollziehbare und einheitliche Verkehrsführung 

• Berücksichtigung realer Verkehrsbelastungen und 
Nutzungskonflikte 

• Einbindung politischer Beschlüsse, fachlicher Anforderungen und 
praktischer Erfahrungen (z. B. aus der Grünstraße) 

• begleitende Maßnahmen wie Öffentlichkeitsarbeit und ggf. 
Verkehrsüberwachung 

 
Die vorliegenden Erfahrungen sollten daher ausdrücklich in die 
Fortschreibung bzw. Konkretisierung der Radverkehrsplanung der Stadt 
Burg einfließen. Ziel muss es sein, tragfähige und dauerhaft akzeptierte 
Lösungen zu entwickeln, anstatt punktuell nachzusteuern. 
 
Fazit 
Der Antrag greift berechtigte Anliegen auf, ist jedoch in der vorliegenden 
Form rechtlich und fachlich nicht unmittelbar umsetzbar. Insbesondere 
bestehen Einschränkungen durch den übertragenen Wirkungskreis sowie 
durch bestehende Beschlusslagen und fachliche Anforderungen. 
 
 
 
Jens Vogler 
FBL 2 


